
mechanischen Verfahren arbeitenden Industrie, z. B. 
Maschinenbau) wird in einer kollektivistischen Plan­
wirtschaft bis ins einzelne festgestellt und gesteuert. 
Das notwendige Verhältnis in der Entwicklung der 
einzelnen Volksteile und Volkswirtschaftsteile wird 
erforscht, hergestellt und gewährleistet; Mißverhält­
nisse der Profitwirtschaft wie z. B. Verbraucheraus­
beutung werden beseitigt, und ihr Wiederentstehen 
wird verhindert.

Eine lockere Spielraumlenkung, die Gelegenheits­
charakter hatte, ist im Spätkapitalismus immer wieder 
angewandt worden, so z. B. in der Kreditpolitik oder 
bei der Preisgesetzgebung oder in der Steuerpolitik. 
Besonders die Preispolitik mit ihrem Wechsel von 
Höchstpreisen, Senkung der gebundenen Preise und 
Preisstopp sowie Erhaltung des 'Preisspiegels ist für 
diesen Interventionismus bezeichnend, —• nicht minder 
das Steuern der Wirtschaft durch Steuern.

Und seitdem in Sowjetrußland 1928 nach Beendigung 
der neuen ökonomischen Politik (Nep) der 1. Fünf­
jahresplan verkündet worden ist, ist in der Welt viel 
und systematisch geplant worden. Roosevelts New 
Deal war ebenso eine Nachahmung wie Hitlers Vier­
jahrespläne. Entscheidend ist aber, wer plant, unter 
welchen Gesichtspunkten geplant wird und zu welchem 
Zwecke geplant wird. Der New Deal war ein Plan­
kapitalismus, der Marshall-Plan ist ein Planimperia­
lismus. Der Marshall-Plan gilt für etwa ein Zehntel 
der Weltbevölkerung und will beispielsweise die Koh­
lenförderung und die Stahlproduktion bis 1951 auf 
oder über den Stand von 1938 bringen. Er sieht einen 
Nahrungsmittelverbrauch an Brot, Mehl, Kartoffeln, 
Zucker, Fleisch und Fett im Jahre 1951 von etwa 90% 
des Durchschnitts der Jahre 1934/1938 vor. Das klingt 
verlockend. Aber sein Hauptkennzeichen ist, daß er 
überall Absatzmärkte für die Erzeugnisse der Verei­
nigten Staaten von Nordamerika schallen und die 
wirtschaftliche und damit die politische Einflußsphäre 
der Amerikaner erweitern will und zwangsläufig die 
Volkswirtschaften der einbezogenen Länder nicht nur 
abhängig macht, sondern mehr oder weniger ruiniert. 
Und wohin uns Deutsche schließlich Hitlers Vier­
jahrespläne mit dem Göringschen Motto: „Kanonen
sind wichtiger als Butter!“ geführt haben, zeigt uns 
jeder Tag mit seinem eklatanten Mangel an Nahrung, 
Kleidung und Wohnraum.

In der Ostzone ist der erste — man darf sagen — 
tastende Versuch mit der systematischen Wirtschafts­
planung kollektivistischer Prägung in den einzelnen 
Ländern auf Grund des Befehls 38/47 der SMAD ge­
macht worden. Der Befehl erklärte:

„Die Regierungen der Provinzen und Länder sind 
verantwortlich für die Aufstellung und Erfüllung 
der Pläne innerhalb der Grenze der Provinzen 
und Länder.“

Entsprechende Bestimmungen enthalten die Ver­
fassungen der Länder, z. B. Art. 56 Absatz 3 der thü­
ringischen Verfassung, der lautet:

„Es ist Aufgabe der Landesregierung, durch Pla­
nung die Wirtschaft sinnvoll zu lenken, um sie 
den Bedürfnissen des Volkes anzupassen.“

In Thüringen erging dann am 30. Mai 1947 das . Gesetz 
betreffend die Aufgaben und Befugnisse des Amtes 
für Landes- und Wirtschaftsplanung. Es sah einen 
allgemeinen Wirtschaftsplan für die richtige Versor­
gung aller Wirtschaftszweige und für die geordnete 
Verteilung der erzeugten Wirtschaftsgüter vor und 
nahm Halbjahres- und Vierteljahrespläne im Rahmen 
dieses allgemeinen Wirtschaftsplans in Aussicht. Das 
Planfeststellungsverfahren wurde vom Entwurf bis 
zur Verbindlichkeitserklärung geregelt. Der jüngste 
Schritt Thüringens in dieser Richtung ist der Be­
schluß der Landesregierung vom 15. März 1948. Durch 
ihn ist ein Forschungsbeirat beim Amt für Landes­
und Wirtschaftsplanung gebildet worden. Der For­
schungseinsatz gilt vor allem den Gebieten der Pla­
nungsforschung, der Strukturforschung, der Landes­
kunde, der Wirtschaftswissenschaften und der Sozial­
wissenschaften.

Von jetzt ab wird die Planung zonal durch die 
Deutsche Wirtschaftskommission organisert, die. bei 
der Beratung des Zweijahresplans für 1949/1950 ist.

Einem solchen Wirtschaftsplan sind drei Funktionen
zuzuerkennen;

die Abstimmung von Erzeugung und Verbrauch, 
die Verteilung der Erzeugung 
und die Weiterentwicklung sowohl der Erzeugung 
wie des Verbrauchs.

Dabei ist es notwendig, die Rangordnung des öffent­
lichen Bedarfs gegenüber dem privaten Bedarf festzu­
legen, den Bedarf nach Art, Menge und Dringlichkeit 
festzusetzen und dem einzelnen Betrieb seine Produk­
tionskapazität zuzuordnen.

Für den Juristen ist die Frage von besonderem In­
teresse, mit welchen Mitteln dieser Plan rechtlich in 
die Wirklichkeit umgesetzt wird. Es können dies Mittel 
sein, die ohne Zwang wirken, wie Kreditvergünsti­
gungen, Ausgabe von Bezugsberechtigungen, Über­
nahme von Bürgschaften, Gewährung von Preisvor­
teilen, von Frachtvergünstigungen, Erteilung öffent­
licher Aufträge usw. Aber es können auch Mittel des 
Zwangs sein, die hinter Herstellungsanweisungen, 
Herstellungsauflagen, Herstellungsverbote, Lieferver­
bote, zeitweilige Betriebsstillegung und ähnliches ge­
setzt werden müssen. Wer ist dabei anweisungsberech­
tigt? Wer ist Verpflichteter oder mindestens Betei­
ligter? Welche Rechtsmittel hat er? Darf er sich an 
das Verwaltungsgericht wenden? Wird das ordent­
liche Gericht zuständig sein, über Einsprüche gegen 
Strafverfügungen zu entscheiden? Diese und andere 
Fragen muß die künftige Planverfahrensordnung be­
antworten. Auf alle Fälle können Richter und Staats­
anwälte die Bedeutung solcher Maßnahmen zur 
Durchsetzung des Wirtschaftsplans nur dann richtig 
würdigen, wenn sie sich in den Gedanken und den 
Zusammenhang der Wirtschaftsplanung mit den 
kollektivistischen Kräften unserer Wirtschaftsepoche 
hineingelebt haben.

Der Abschluß der Sequestierungen 
und die Handelregister- 
und Grundbuchführung

Von Ernst Meyer,
Vortragender Rat in der Deutschen Justizverwaltung

Der SMAD-Befehl Nr. 64 vom 17.4.1948 (ZVOB1.
S. 140) bringt für die sowjetische Besatzungszone das 
Ende der Sequestierungen. Er setzt den grundlegenden 
SMAD-Befehl Nr. 124 vom 30.10.1945 außer Kraft, 
nachdem dieser seine Funktion, die Kriegs- und Nazi­
verbrecher der Enteignung zuzuführen, und seine Ne­
benfunktion, im Zuge der Industriereform die Schaf­
fung einer volkseigenen Wirtschaft zu ermöglichen, 
erfüllt hat. 40% der gesamten Industrieproduktion 
der sowjetischen Besatzungszone ist auf seinem Grunde 
in das Eigentum des Volkes überführt worden. Damit 
sind die volkseigenen Betriebe neben der Planwirt­
schaft und der Bodenreform zum Charakteristikum 
der Wirtschaftsweise der Zone geworden. Während die 
Bodenreform u n mittelbar ein wirtschaftliches Ziel, 
die Neuverteilung des Agrarbesitzes und Umorgani­
sation der Agrarwirtschaft verfolgte und die poli­
tische Wirkung der „Entmachtung der Junker“, aus 
denen sich zum großen Teil Hitlers Paladine rekrutier­
ten, nur Nebenwirkung war. hat sich die Industrie­
reform aus der Anwendung der SMAD-Befehle Nr. 124 
und 126 erst mittelbar und allmählich schrittweise er­
geben; denn diese Befehle entzogen die gewerblichen 
Betriebe ihren Inhabern nicht nach objektiven Ge­
sichtspunkten, wie Größe, Bedeutsamkeit im Rahmen 
der Gesamtwirtschaft1), sondern wegen Belastung der 
Betriebsinhaber. Vermögen der NSDAP, ihrer Amts­
leiter, führenden Mitglieder und einflußreichen An­
hänger, der von der SMAD verbotenen und aufge­
lösten Organisationen und der von ihr besonders be- 
zeichneten Einzelpersonen, später kurz als „Kriegs­
verbrecher“ zusammengefaßt, wurde sequestiert.

Der Befehl Nr. 64 und die ihm zugehörige Recht­
setzung ziehen nun einen Schlußstrich unter die ganze 
Entwicklung der Sequestierung mit anschließender Ent­
eignung, schaffen — für den Juristen erfreulich — 
einen einheitlichen und klaren Rechtszustand und 
befreien — ähnlich wie die Befehlsgebung zur Been­
digung der Entnazifizierungen — die Wirtschaft damit

l) Solche Gesichtspunkte lagen den Landesgesetzen zur So- 
zialisierung der Bodenschätze und Bergwerke, der Bank- und 
Versicherun^suntemehmen zugrunde.
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